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TA-PROJEKT: POSTDIENSTE UND MODERNE INFORMATIONS- UND KOMMUNIKATIONSTECHNOLOGIEN 

Das weltweite Briefaufkommen erreichte im Jahr 2001 mit 434 Mrd. Briefen sei-
nen bisherigen Höchstwert, zehn Jahre später war es um 16 % auf 364 Mrd. ge-
sunken. Auch in der EU sind die Briefmengen seit 2006 deutlich zurückgegangen. 
Wird sich dieser Trend fortsetzen? Wie stark hängt er mit den sich ausbreitenden 
elektronischen Kommunikationsmedien zusammen? Was bedeutet dies für die Poli-
tik, die durch Artikel 87f des Grundgesetzes auf eine Gewährleistungspflicht für 
flächendeckend angemessene und ausreichende Postdienstleistungen verpflichtet 
ist? Lässt sich der Postuniversaldienst in seiner jetzigen Ausgestaltung bei einem 
weiter sinkenden Briefaufkommen noch aufrechterhalten? Das sind Fragen, die der 
Deutsche Bundestag bei der Auftragsvergabe für diese TA-Untersuchung gestellt 
hat und auf die der nun vorliegende TAB-Arbeitsbericht Nr. 156 Antworten gibt.

MODELLRECHNUNG 2020
FÜR DEUTSCHLAND

Für die positive Entwicklung der Brief-
mengen in Deutschland noch bis etwa 
Mitte der 2000er Jahre spielten Zu-
wächse bei der adressierten Direkt-
werbung eine Rolle, die durch den zu-
nehmenden Wettbewerb und damit 
zusammenhängende Preissenkungen 
der Deutschen Post für Geschäftskun-
den begünstigt wurden. Seit 2007 ge-
hen jedoch auch in Deutschland die 
Briefumsätze kontinuierlich zurück. 
Die Briefmengen haben sich allerdings 
entgegen dem internationalen Trend 
2010 und 2011 etwas stabilisiert. Ob 
die Stabilisierung längerfristig anhält, 
darf jedoch bezweifelt werden.

In einer von WIK-Consult im Jahre 
2012 erstellten Modellrechnung der 
Briefmengenentwicklung in Deutsch-
land von 2010 bis 2020 wurde der 
Briefmarkt in fünf Segmente unter-
teilt. Die Anteile dieser Briefsegmente
am gesamten Sendungsaufkommen im 
Jahr 2010 waren wie folgt:

> 7,2 % private Briefpost an beliebi-
ge Adressaten, 14,0 % geschäftliche 
Briefsendungen an Unternehmen,

> 32,6 % geschäftliche Briefsendun-
gen an private Kunden,

> 35,5 % adressierte Werbesendun-
gen (»inhaltsgleiche Sendungen«) 
sowie

> 10,7 % Pressesendungen (abon-
nierte Zeitungen und Zeit-

schriften sowie Mitglieder- und 
Werbezeitschriften).

In die Modellrechnung gingen u.a. 
Abschätzungen über die zukünftige 
Bevölkerungsentwicklung, das Wirt-
schaftswachstum, die Substitutions-
raten von Briefen durch elektronische 
Kommunikation und die Preisentwick-
lung für Briefporti ein. In keinem der 
untersuchten Briefsegmente kommt 
es zu einer positiven Mengenentwick-
lung. Die geringsten Verluste werden 
im Bereich der Werbesendungen er-
wartet, die größten für geschäftliche 
Briefpost an Unternehmen. 

Die erwartete jährliche Veränderungs-
rate zwischen 2010 und 2020 für die 
gesamte nationale Briefpost liegt zwi-
schen -1,4 und -3,4 %. Das bedeutet in 
der Minimalvariante eine weniger dra-
matische Mengenreduktion um ins-
gesamt 13 % über zehn Jahre, in der 
Maximalvariante eine beachtliche Re-
duktion um 29 %. In absoluten Zah-
len (bei 17,4 Mrd. Sendungen im Jahr 
2010) wären dies im Jahr 2020 etwa 
2,3 bzw. 5,0 Mrd. Sendungen weniger.

BEDEUTUNG FÜR 
PRIVATPERSONEN

Wie spiegeln sich die Veränderungen 
des Postmarktes im kommunikativen 
Verhalten der Bevölkerung und in ih-
ren Einstellungen wider? Diese Frage 
wurde im Frühjahr 2012 im Rahmen 

einer repräsentativen Bevölkerungs-
befragung untersucht. Einige zentrale 
Ergebnisse dieser Befragung (die Per-
spektive ist immer auf die Privatper-
son bezogen) lauten wie folgt:

> Bemerkenswert ist die mit 40 % 
sehr hohe Zahl derjenigen, die 
praktisch keine oder kaum noch 
Briefe verschickten.

> Personen, die das Internet nutzen, 
versandten mehr Briefe als diejenigen 
ohne Internetnutzung. Erklärt wer-
den kann dies damit, dass Internet-
nutzer eher gehobenen Bildungs- und 
Einkommensschichten zugehören, 
die generell mehr Briefe versenden.

> 65 % der Befragten versandten ihre 
schriftliche Korrespondenz an an-
dere Privatpersonen elektronisch, 
z.B. als E-Mail. Hier hat also schon 
eine maßgebliche Substitution des 
physischen Briefes stattgefunden.

> Bei der schriftlichen Korrespondenz 
mit Unternehmen oder Behörden 
kam allerdings noch überwiegend 
der herkömmliche Brief zum Ein-
satz (an Unternehmen zu 60 %, an 
Behörden zu 84 %).

> Befragt nach dem bevorzugten 
Empfang von Unternehmenspost, 
gaben 78 % der befragten Privat-
personen an, die postalische Zu-
stellung zu bevorzugen.

> Eine eindeutige Identifikation von 
Absender und Empfänger, Vertrau-
lichkeit und eine sichere und dau-
erhafte Dokumentablage wurden 
fast von jedem der Befragten als 
besonders wichtig angesehen.

> Allerdings konnten sich 65 % nicht 
vorstellen, »sichere« elektronische 
Kommunikationssysteme wie den 
E-Postbrief der Deutschen Post oder 
die von anderen Kommunikations-
unternehmen angebotene De-Mail 
zu nutzen.

> Unter den abgefragten Merkmalen 
eines Postuniversaldienstes stach die 
Hauszustellung von Briefen mit ei-
ner hohen Zustimmungsrate beson-
ders hervor (74 % »sehr wichtig«). 

POSTDIENSTE UND MODERNE INFORMATIONS- 
UND KOMMUNIKATIONSTECHNOLOGIEN
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> Die Zustellung an sechs Tagen wur-
de im Vergleich dazu deutlich weni-
ger bevorzugt (25 % »sehr wichtig«).

MÖGLICHE ANPASSUNGEN DES 
UNIVERSALDIENSTES

Für die Politik ergibt sich eine Reihe 
abgestufter Möglichkeiten, den Post-
universaldienst und seine Finanzierung 
an reduzierte Briefmengen im Rah-
men der Vorgaben der derzeit gültigen 
EU-Postrichtlinie (2008/06/EG) anzu-
passen. Ein nationaler Gestaltungs-
spielraum eröffnet sich etwa bei den 
Anforderungen an die Zahl stationä-
rer Einrichtungen (Poststellen, Brief-
kästen) oder an die Brieflaufzeiten. 
Die EU-Postrichtlinie erlaubt entspre-
chende Absenkungen. Zulässig wäre 
auch eine Reduzierung der Zustellta-
ge von derzeit sechs auf fünf Tage, wie 
es bereits in 18 europäischen Ländern 
der Fall ist. Wollte man aber die voll-
ständige, landesweite Flächenabde-
ckung bei der Zustellung von Briefen 
und die Hauszustellung infrage stel-
len oder die Anzahl der Zustelltage 
auf weniger als fünf Tage absenken, 
erforderte dies eine Änderung der EU-
Postrichtlinie, was deutlich aufwendi-
ger und mit einem langwierigen politi-
schen Prozess verbunden wäre.

Es lohnt sich allerdings schon jetzt, 
über den Rahmen der derzeitigen eu-
ropäischen und nationalen Universal-
dienstregulierung hinaus zu denken. 
Diese Diskussion sollte auf die Eröff-
nung neuer Perspektiven für den Post-
universaldienst unter Einbeziehung 
der elektronischen Kommunikations-
medien fokussieren. In der Fachdis-
kussion findet man diesbezüglich zwei 
interessante Vorschläge: 

> die Erweiterung des Postuniversal-
dienstes um den sicheren E-Brief 
und 

> einen einheitlichen Universaldienst 
für Post und Telekommunikation.

Während die bisherigen Regelungen in 
erster Linie auf die Versender ausge-
richtet waren, stehen beim Vorschlag 
der Erweiterung des Postuniversal-
dienstes um den sicheren E-Brief die 
Bedürfnisse bzw. Präferenzen der End-
kunden stärker im Vordergrund. Im 
Mittelpunkt eines solchen neu zu kon-
zipierenden Universaldienstes könnte 
die Gewährleistung der Wahlfreiheit 
zwischen herkömmlichem und elek-
tronischem Brief stehen. Dabei müss-
te garantiert werden, dass sowohl Ver-
sender als auch Empfänger das Mit-
teilungsmedium frei wählen können. 
Die bereits vorhandenen Dienste für 
Hybridpost demonstrieren, dass dies 
möglich ist. Würde diese Wahlfreiheit 
garantiert, bestünde auch keine Gefahr 
des Ausschlusses bestimmter Bevölke-
rungsgruppen aus der Briefkommuni-
kation, weil sie z.B. über keinen Inter-
netzugang verfügen. 

Beim zweiten Vorschlag – einheitlicher 
Universaldienst für Post und Telekom-
munikation – werden zwei Basisver-
bindungen für die gesamte Palette der 
Distanzkommunikation vorausgesetzt 
(eine Regulierung im Sinne des Univer-
saldienstes für Sendungen und Signa-
le würde diesbezüglich Mindeststan-
dards – gleiche Versorgungsstandards 
für alle Gebiete – erlassen): 

> physische Verbindungen für Sen-
dungen aller Art von überall her 
überall hin und

> digitale Verbindungen für Signale 
von überall her überall hin.

Der Vorschlag für den einheitlichen 
Universaldienst nimmt Bezug auf eine 
allgemeine Diskussion, die Regulierung 
im Medienbereich möglichst technolo-
gieneutral auszugestalten. Dies ist vom 
Prinzip her ein sinnvolles Konzept, um 
die Regulierung von einem ständigen 
Zwang zur Anpassung an sich immer 
schneller vollziehende, technische In-
novationszyklen zu befreien. Eine pra-
xistaugliche Umsetzung einer technolo-

gieneutralen Regulierung ist schwierig, 
setzt sie doch einen mehr oder weni-
ger radikalen Bruch (da die bisherige
Regelung nicht technologieneutral ist) 
mit dem bisherigen Regulierungsre-
gime voraus. Zu überlegen wäre, ob 
in regionalen Modellversuchen Varian-
ten flexibler Zustellarrangements – 
mit physischen Verbindungen für Sen-
dungen und digitalen Verbindungen 
für Signale – unter einem einheitlichen 
Universaldienstregime erprobt und eva-
luiert werden sollten. 

Insgesamt ergibt sich eine breite Pa-
lette von Handlungsoptionen, wie auf 
die Mengenreduktion im Briefsektor 
und eine damit drohende Aushöhlung 
des Universaldienstes reagiert werden 
könnte. Handlungserfordernisse beste-
hen gegenwärtig in erster Linie bei den 
Postunternehmen, die ihre Geschäfts-
strategien anpassen müssen. Mittelfris-
tig ist dann die Politik gefragt, zumal 
sie auf nationaler Ebene im Rahmen 
der europäischen Universaldienstvor-
gaben über einen erheblichen Gestal-
tungsspielraum verfügen kann. Da 
nicht mit kurzfristigen Briefmengenein-
brüchen, sondern eher mit mittelfris-
tigen Mengenabsenkungen zu rechnen 
ist, bleibt Zeit, notwendige Anpassun-
gen gründlich vorzubereiten und unter 
Einbezug von Wissenschaft und Öf-
fentlichkeit mit den Beteiligten auf brei-
ter Basis zu diskutieren.
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